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Sachgebiet 78 


Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Richtiinie des Rates über die Landwirtschaft in Berggebieten 
und in bestimmten anderen benachteiligten Gebieten 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 42 und 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 39 Absatz 2 Buchstabe b des Vertrages be- 
stimmt, daß die gemeinsame Agrarpolitk die be- 
sondere Eigenart der landwirtschaftlichen Tätigkeit, 
die sich aus dem sozialen Aufbau der Landwirtschaft 
und den strukturellen und naturbedingten Unter- 
schieden der verschiedenen landwirtschaftlichen Ge- 
biete ergibt, zu berücksichtigen hat. 

Die Verwirklichung der in Artikel 39 Absatz 1 
Buchstabe a und b des Vertrages genannten Ziele 
der gemeinsamen Agrarpolitik macht besondere Be- 
stimmungen auf gemeinschaftlicher Ebene erforder- 
lich, die der Lage der im Hinblik auf die natürlichen 
Produktionsbedingungen am stärksten benachteilig- 
ten Gebiete angepaßt sind. 

Zu erwägen ist auch, wie bereits aus der dem Ver- 
trag über den Beitritt der neuen Mitgliedstaaten bei- 
gefügten Erklärung der Gemeinschaft folgt, daß 
die besonderen Bedingungen der Gebiete der Berg- 
landwirtschaft im Vergleich zu den übrigen 
Gebieten des Vereinigten Königreichs wie auch die 
bisweilen beträchtlichen Unterschiede zwischen den 
Gebieten der derzeitigen Gemeinschaft und die be- 
sonderen Bedingungen bestimmter Regionen der er- 
weiterten Gemeinschaft besondere Maßnahmen er- 
forderlich machen können, die versuchen, die durch 
diese besonderen Bedingungen gestellten Probleme 
zu lösen, besonders um den Landwirten dieser Ge- 
biete ein angemessenes Einkommen zu erhalten. 


Es ist notwendig, daß die Erhaltung der Landschaft 
in Berggebieten und in bestimmten anderen benach- 
teiligten Gebieten auch in Zukunft sichergestellt 
wird; die Mitgliedstaaten haben bisher schon Maß- 
nahmen mit dieser Zielsetzung ergriffen oder beab- 
sichtigen dies zu tun, wobei es angezeigt erscheint, 
diese Bemühungen zu unterstützen; die Landwirte 
haben hier durch die Ausübung ihrer Tätigkeiten 
eine grundlegende Funktion. 

Die anhaltende Verschlechterung der landwirt- 
schaftlichen Einkommen in diesen Gebieten im Ver- 
gleich zu den anderen Gebieten der Gemeinschaft 
sowie das Vorhandensein besonders schlechter Ar- 
beitsbedingungen haben einen massiven Exodus der 
landwirtschaftlichen und ländlichen Bevölkerung zur 
Folge mit dem Ergebnis, daß bisher bewirtschaftete 
Böden aufgegeben werden und daß die Lebensfähig- 
keit und die Bevölkerung der Gebiete, in denen die 
allgemeine Bevölkerung entscheidend von der Land- 
wirtschaft abhängt, in Frage gestellt werden. 

Bestimmungen, die es den Mitgliedstaaten ermög- 
lichen, zugunsten der Landwirte dieser Gebiete ein 
besonderes Beihilfesystem anzuwenden, bedeuten 
einen Beitrag der Gemeinschaft zu den Anstrengun- 
gen, die von ihnen unternommen werden, um die 
Landbewirtschaftung in diesen Gebieten aufrechtzu- 
erhalten. 

Dauernde natürliche Handicaps in diesen Gebie- 
ten, die auf die Qualität des Bodens, auf die Hängig- 
keit und auf eine verkürzte Vegetationsperiode zu- 
rückzuführen sind, die nur durch Maßnahmen über- 
wunden werden könnten, deren Kosten exorbitant 
wären, haben erhöhte Produktionskosten zur Folge 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 201 
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und verhindern, daß die Betriebe durch die gemein- 
schaftlichen Maßnahmen der Marktorganisation und 
zur Preisstützung ein Einkommen erzielen, das dem- 
jenigen vergleichbarer Betriebe in anderen Gebieten 
entspricht. 

Darüber hinaus sind die Bestimmungen der Richt- 
linie Nr. 72/159/EWG über die Modernisierung land- 
wirtschaftlidier Betriebe wegen der Handicaps und 
in bestimmten Fällen auch wegen der Kombination 
von landwirtschaftlicher Tätigkeit mit Tätigkeit im 
Fremdenverkehr oder im Handwerk, einer Kombi- 
nation, die besonders der Situation in diesen Ge- 
bieten entspricht, nur beschränkt auf Landwirte in 
benachteiligten Gebieten anwendbar; diese könn- 
ten sich infolgedessen, insbesondere wegen der 
Schwierigkeit, das vergleichbare Einkommen zu er- 
reichen, das aber in jedem Fall unabdingbar ist, um 
die Landbewirtschaftung auf die Dauer aufrechtzu- 
erhalten, von dem Erhalt der Investitionsbeihilfen 
praktisch ausgeschlossen sehen. 

Es obliegt den Mitgliedstaaten, der Kommission 
die Grenzen sowie die Informationen über die Merk- 
male der Gebiete mitzuteilen, in denen sie beabsich- 
tigen, die besondere Beihilferegelung anzuwenden; 
angesichts der Natur und der Tragweite dieser Re- 
gelung soll vorgesehen werden, daß das Verzeich- 
nis der benachteiligten landwirtschaftlichen Gebiete, 
die bestimmten Kriterien entsprechen, nach Artikel 
43 des Vertrages erlassen wird. 

Um die Ziele, die der Landwirtschaft dieser Gebie- 
te gestellt sind, zu erreichen, ist die Gewährung 
einer jährlichen Ausgleichszulage an die Betriebsin- 
haber, die ihre landwirtschaftliche Tätigkeit dauer- 
haft in den benachteiligten Gebieten ausüben, un- 
entbehrlich. 

Es ist dabei zweckmäßig, den Mitgliedstaaten die 
Aufgabe zu überlassen, im Rahmen bestimmter Gren- 
zen, die sich sowohl auf die Höhe der Beträge als 
auch auf die zu berücksichtigenden Produktionen be- 
ziehen, diese Ausgleichszulage entsprechend dem 
Ausmaß des festgestellten Handicaps festzusetzen. 

Es erscheint angebracht, daß der Rat alljährlich 
prüft, ob die Höchstbeträge der Ausgleichszulage 
den Zielen dieser Maßnahme noch entsprechen, und 
er gegebenenfalls diese Beträge ändert. 


Die Ziele der Richtlinie Nr. 72/159/EWG betreffend 
die Modernisierung der landwirtschaftlichen Betriebe 
sollen auch in den benachteiligten Gebieten verfolgt 
werden, jedoch erfordern der Kapitalmangel und 
die hohen Investitionskosten, die den Betrieben ent- 
stehen, günstigere Finanzierungsbedingungen. 

Aus den gleichen Gründen ist eine Verstärkung 
der in Artikel 10 der Richtlinie Nr. 72/ 159/EWG vor- 
gesehenen Förderung zur Ausrichtung der Betriebe 
auf die Rind- und Schaffleischerzeugung gerechtfer- 
tigt, ohne daß jedoch diese Erhöhung zu überhöhten 
Beihilfen im Verhältnis zum vorhandenen Viehbe- 
stand führt. 

Da die Ausgleichszulage als Bestandteil des Be- 
triebseinkommens betrachtet werden kann, ist es an- 
gebracht, angesichts des Artikels 2, Absatz 2 der 
Richtlinie 72/159/EWG, dem Betriebsinhaber, der 
einen Betriebsentwicklungsplan aufstellt, zu gestat- 
ten, die Ausgleichszulage in das bei Abschluß des 
Betriebsentwicklungsplanes zu erreichende Arbeits- 
einkommen einzubeziehen. 

Insbesondere wegen der besonderen Schwierigkei- 
ten in den benachteiligten landwirtschaftlichen Ge- 
bieten ist es nötig, die Verwirklichung des Zieles 
des Vergleichseinkommens in diesen Gebieten durch 
die Einbeziehung eines größeren Teils des aus nicht- 
landwirtschaftlicher Tätigkeit stammenden Einkom- 
mens als in der Richtlinie Nr. 72/159/EWG vorge- 
sehen in die Feststellung des zu erreichenden Ein- 
kommens zu erleichtern; aus demselben Grund ist 
es nötig, in den benachteiligten landwirtschaftlichen 
Gebieten mit Entwicklungsmöglichkeiten für Frem- 
denverkehr und Handwerk begrenzte Investitionen 
im Bereich des Fremdenverkehrs und des Hand- 
werks in die im Rahmen des Entwicklungsplanes ge- 
förderten 'Investitionen miteinzubeziehen. 

Die Rationalisierung der Betriebe und die Auf- 
rechterhaltung der Landbewirtschaftung erfordern, 
daß die Mitgliedstaaten Beihilfen für kollektive In- 
vestitionen im Bereich des Futterbaus und zur Ver- 
besserung und Ausstattung der Weide- und Alm- 
flächen gewähren. 


2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 96 
vom 23. April 1972, S. 1 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 21. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
16. März 1973 - 1/4 (IV/ 1 ) - 680 70 - E ~ Be 37/73: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 27. Februar 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die 
Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Es erscheint nötig die Kriterien festzulegen, die 
erlauben, die Gebiete zu definieren, in denen die 
Mitgliedstaaten nach Artikel 14 Absatz 2 b der Richt- 
linie Nr. 72/159/EWG Investitionsbeihilfen an Be- 
triebe, die keinen Entwicklungsplan vorlegen, ge- 
währen können. Es ist angebracht, diese Möglich- 
keit auf das gesamte Berggebiet zu erweitern, wo 
die natürlichen Handicaps sich am stärksten auswir- 
ken und wo es am meisten nötig ist, die Landbewirt- 
schaftung zu sichern; um die Modernisierung der 
Betriebe nicht zu gefährden, deren Regelung ange- 
paßt worden ist, ist es jedoch nötig, diese Beihilfen 
zu begrenzen. 

Zur notwendigen Verbesserung der Lebens- und 
Arbeitsbedingungen der Landwirte können die Be- 
triebshelferdienste einen besonderen Beitrag leisten; 
deshalb sollen diese eine ständige finanzielle Unter- 
stützung erhalten können. 

Mit Rücksicht auf den Altersaufbau der landwirt- 
schaftlichen Bevölkerung in den benachteiligten Ge- 
bieten ist es wichtig, unter bestimmten Bedingungen 
durch die Gewährung einer Prämie für die erstma- 
lige Einrichtung den jungen Landwirten die Betriebs- 
übernahme zu erleichtern. 

Die Gesamtheit der vorgesehenen Maßnahmen 
stellt eine Ergänzung und Anpassung der Maßnah- 
men der Richtlinie Nr. 72/ 159/EWG dar; sie sind 
deshalb Bestandteil der gemeinsamen Maßnahmen 
dieser Richtlinie im Sinne des Artikels 6 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 729/70 des Rates vom 21. April 1970 
betreffend die Finanzierung der gemeinsamen Agrar- 
politik ®). - 


HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN : 

TITEL I 

Einführung einer besonderen Beihilferegelung 
zugunsten benachteiligter landwirtschaftlicher 
Gebiete 

Artikel 1 

Zur Verbesserung der Lage der landwirtschaftlichen 
Einkommen und um die Fortführung einer Ausübung 
der landwirtschaftlichen Erwerbstätigkeiten in be- 
stimmten Gebieten sicherzustellen, in denen diese 
Tätigkeit für die Erhaltung eines Minimums an Be- 
völkerungsdichte und zur Erhaltung der Landschaft 
erforderlich ist und die gemäß dem in Artikel 2 vor- 
gesehenen Verfahren bestimmt werden, werden die 
Mitgliedstaaten ermächtigt, eine besondere Beihil- 
fenregeiung zugunsten landwirtschaftlicher Betriebe 
einzuführen, die ihre Tätigkeit und ihre Entwicklung 
unter Berücksichtigung der ständigen natürlichen 
Nachteile der Landwirtschaft in diesen Gebieten för- 
dern soll. 


Artikel 2 

1. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die 
Grenzen der Gebiete mit, in denen sie die in 
Artikel 1 genannte besondere Beihilfenregelung 
durchzuführen beabsichtigen und die geeignet 
sind, in Anbetracht der in den Artikeln 3 und 4 
genannten Merkmale in das Gemeinschaftsver- 
zeichnis der benachteiligten landwirtschaftlichen 
Gebiete aufgenommen zu werden. Gleichzeitig 
teilen sie alle zweckdienlichen Angaben über die 
Merkmale dieser Gebiete mit. 

2. Der Rat legt nach dem Verfahren des Artikels 43 
des Vertrages das Gemeinschaftsverzeichnis der 
benachteiligten landwirtschaftlichen Gebiete fest 
im Sinne der Artikel 3 und 4, in denen die Mit- 
gliedstaaten die in Artikel 1 vorgesehene be- 
sondere Beihilfenregelung durchführen. 

3. Das Gemeinschaftsverzeichnis der benachteilig- 
ten landwirtschaftlichen Gebiete kann jährlich 
überprüft werden. 

Artikel 3 

Die aus Gemeinden oder Gemeindeteilen bestehen- 
den benachteiligten landwirtschaftlichen Berggebiete, 
in denen die landwirtschaftliche Tätigkeit zur Erhal- 
tung der Landschaft erforderlich ist, müssen folgen- 
de Merkmale aufweisen: 

1 . Sie müssen mit ausreichenden gemeinschaftlichen 
Anlagen betreffend insbesondere Zufahrtswege 
zu den Betrieben, Strom- und Trinkwasserver- 
sorgung ausgerüstet sein. Fehlen derartige An- 
lagen, so müssen sie in den öffentlichen Aus- 
rüstungsprogrammen vorgesehen werden. 

2. Das durchschnittliche landwirtschaftliche Einkom- 
men in diesen Gebieten muß weniger als zwei 
Drittel des nationalen durchschnittlichen land- 
wirtschaftlichen Einkommens betragen. 

3. Außerdem müssen die diese Gebiete bildenden 
Gemeinden oder Gemeindeteile folgende Merk- 
male aufweisen: 

— entweder ist bei dem größten Teil der Flächen 
die Hangneigung so stark, daß die Mechani- 
sierung nicht möglich oder der Einsatz beson- 
derer Maschinen und Geräte erforderlich ist; 

— oder es herrschen schwierige Witterungs Ver- 
hältnisse, die eine erheblich verkürzte Vege- 
tationszeit von weniger als sechs Monaten zur 
Folge haben, und es besteht eine Hangnei- 
gung, die die Möglichkeiten der Bodennut- 
zung beschränkt und eine Erhöhung der Ar- 
beitskosten mit sich bringt. 


3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 13 
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Artikel 4 

1. Die von Entvölkerung bedrohten benachteilig- 
ten landwirtschaftlichen Gebiete, in denen die 
Erhaltung der Landschaft erforderlich ist und 
die aus Agrarzonen bestehen, die in bezug auf 
die natürlichen Produktionsbedingungen homo- 
gen sind, müssen folgende Merkmale aufweisen: 

a) Sie müssen mit ausreichenden gemeinschaft- 
lichen Anlagen ausgerüstet sein, insbesondere 
mit Zufahrtswegen zu den Betrieben, Strom- 
und Trinkwasserversorgung. Fehlen derarti- 
ge Anlagen, so müssen sie in den öffentlichen 
Ausrüstungsprogrammen vorgesehen werden. 

b) Auf diese Gebiete müssen außerdem gleich- 
zeitig folgende Merkmale zutreffen: 

— ein durchschnittliches landwirtschaftliches 
Einkommen, das in diesen Gebieten weni- 
ger als zwei Drittel des nationalen durch- 
schnittlichen landwirtschaftlichen Einkom- 
mens beträgt; 

— schwach ertragsfähige und für den Anbau 
und die Intensivierung wenig geeignete 
Böden, deren geringe Möglichkeiten nicht 
ohne übermäßige Kosten verbessert wer- 
den können und die hauptsächlich für die 
extensive Viehzucht nutzbar sind; 

— geringe allgemeine Bevölkerungsdichte 
oder Tendenz zur Abnahme einer Bevöl- 
kerung, die überwiegend auf die Landwirt- 
schaft angewiesen ist, deren beschleunigte 
Abnahme die Lebensfähigkeit des betref- 
fenden Gebietes und seine Besiedlung in 
Frage stellen würde. 

2. Den benachteiligten Gebieten im Sinne dieses 
Artikels sind kleine, durch spezifische Nachteile 
gekennzeichnete Gebiete gleichgestellt, die den 
in Absatz 1 Buchstaben a und b erster Gedanken- 
strich vorgesehenen Merkmalen entsprechen und 
in denen die Fortführung der Ausübung der land- 
wirtschaftlichen Erwerbstätigkeit zur Erhaltung 
der Landwirtschaft und ihrer touristischen Bestim- 
mung sowie aus Gründen des Küstenschutzes er- 
forderlich ist. 

Die Gesamtfläche dieser Gebiete in einem Mit- 
gliedstaat darf 2,5 v. H. der Gesamtfläche des 
betreffenden Mitgliedstaats nicht übersteigen. 

Artikel 5 

Die in Artikel 1 genannte besondere Beihilfenrege- 
lung, die in den nach dem Verfahren des Artikels 2 
bestimmten benachteiligten landwirtschaftlichen Ge- 
bieten anzuwenden ist, umfaßt die Gesamtheit der 
folgenden Maßnahmen: 


— die Gewährung der in Titel II geregelten Aus- 
gleichszulagen für die ständigen natürlichen 
Nachteile; 

— die Gewährung der in Artikel 8 der Richtlinie 
Nr. 72/159/EWG für entwicklungsfähige Betriebe 
vorgesehenen Investitionsbeihilfen zu den Be- 
dingungen des Titels III, 

— die Gewährung der in Artikel 11 vorgesehenen 
Beihilfen für kollektive Investitionen; 

— die Gewährung der in Artikel 13 vorgesehenen 
Beihilfe zu den laufenden Kosten an anerkannte 
Betriebshelferdienste im Sinne des Artikels 12 
der Richtlinie Nr. 72/ 159/EWG; 

— die Gewährung ein^r Einrichtungsprämie für 
junge Landwirte unter den in Artikel 13 bis vor- 
gesehenen Bedingungen. 


TITEL II 

Ausgleichszulage 

Artikel 6 

Die Mitgliedstaaten gewähren für die ausgeübten 
landwirtschaftlichen Tätigkeiten eine Ausgleichszu- 
lage in den Grenzen und unter den Bedingungen der 
Artikel 7 und 8. 

Die Gewährung von Ausgleichszulagen, die diese 
Grenzen übersteigen oder mit diesen Bedingungen 
nicht übereinstimmen, ist untersagt. 

Artikel 7 

1. Die Ausgleichszulage wird landwirtschaftlichen 
Betrieben gewährt, die mindestens 3 ha LN be- 
wirtschaften und deren Inhaber sich verpflichtet, 
die landwirtschaftliche Tätigkeit noch mindestens 
fünf Jahre auszuüben. Jedoch werden Landwirte 
im Alter von 55-65 Jahren, die die landwirtschaft- 
liche Erwerbstätigkeit zu den Bedingungen der 
Richtlinie Nr. 72/160/EWG auf geben, von der 
Einhaltung dieser Verpflichtung entbunden. 

2. Die Mitgliedstaaten können ergänzende Bedin- 
gungen festlegen, die von dem Empfänger zu er- 
füllen sind. 

Artikel 8 

1. Die Mitgliedstaaten bestimmen den Betrag der 
Ausgleichszulage in Abhängigkeit von dem Aus- 
maß der die landwirtschaftliche Tätigkeit beein- 
trächtigenden ständigen natürlichen Nachteile 
und in den nachstehenden Grenzen, ohne daß je- 
doch diese Ausgleichszulage geringer als 20 RE 
pro Großvieheinheit oder pro Hektar sein kann: 
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a) Im Falle der Rindvieh-, Schaf- und Ziegenhal- 
tung berechnet sich die Zulage nach Maßgabe 
des Umfangs des Viehbestandes. Die Kühe, 
deren Milch für die Vermarktung bestimmt 
ist, sind von der Berechnung auszuschließen. 

Die Zulage darf nicht mehr als 50 RE je Groß- 
vieheinheit betragen; ihr Gesamtbetrag darf 
50 RE je Hektar der gesamten Futter anbau- 
fläche eines Betriebes nicht übersteigen. 

Die Tabelle zur Umrechnung von Rindern, 
Schafen oder Ziegen in Großvieheinheiten 
(GVE) ist in der Anlage zu dieser Richtlinie 
enthalten. 

b) Im Falle anderer Produktionen als der Rind- 
vieh-, Schaf- und Ziegenhaltung berechnet 
sich die Zulage nach Maßgabe der bewirt- 
schafteten Fläche abzüglich der für die Rind- 
vieh-, Schaf- und Ziegenhaltung erforder- 
lichen Flächen sowie der Flächen für die Er- 
zeugung von Weizen und von geschlossenen 
Obstanlagen von Äpfeln, Birnen und Pfir- 
sichen, die 50 ar je Betrieb überschreiten. Sie 
kann 50 RE pro Hektar nicht überschreiten. 

2. Der Rat setzt jährlich nach dem Verfahren des 
Artikels 43 des Vertrages die obengenannten 
Höchstbeträge fest. 

3. Bei der Festlegung der Durchführungsbestimmun- 
gen dieses Artikels versichern sich die Mitglied- 
staaten, daß wirksame Kontrollmittel der Be- 
rechnungsbasis der Beträge, die den Empfängern 
ausgezahlt werden, vorhanden sind. 

TITEL III 

Regelung zur Förderung entwicklungsfähiger 
landwirtschaftlicher Betriebe 

Artikel 9 

1. Die Mindestbelastung des Begünstigten der För- 
derungsregelung im Sinne von Artikel 8 Absatz 2 
der Richtlinie Nr. 72/ 159/EWG für Betriebsinha- 
ber, die einen den Artikeln 2 und 4 dieser Richt- 
linie entsprechenden Entwicklungsplan aufstel- 
len, wird auf 2 v. H. herabgesetzt. 

Die Zinsverbilligung oder die gleichwertige Bei- 
hilfe in Form einer Kapitalbeihilfe oder einer un- 
terschiedlichen Amortisierung kann 5 v. H. über- 
steigen? 

2. Der Betrag, der in Artikel 10 der Richtlinie Nr. 

72/ 159/EWG vorgesehen ist, sowie die in der 
Richtlinie Nr vorgesehenen Höchstbe- 

träge pro Betrieb werden um ein Drittel erhöht. 
Diese Erhöhung tritt jedoch nur ein, wenn auf 
dem Betrieb mehr als 0,7 GVE je ha Futterfläche 
vorhanden sind; 


3. Der Begünstigte kann die in Artikel 5 genannte 
Ausgleichszulage in das bei Abschluß des Be- 
triebsentwicklungsplanes zu erreichende Arbeits- 
einkommen im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 der 
Richtlinie Nr. 72/159/EWG einbeziehen. 

Artikel 10 

1. Die in den Artikeln 8 und 10 der Richtlinie Nr. 
72/1 59/EWG vorgesehene Förderungsregelung, 
geändert durch Artikel 8 Absatz 1 und 2 dieser 
Richtlinie, wird auch angewendet, wenn der Be- 
triebsentwicklungsplan nicht der Bedingung des 
Artikel 4 Absatz 4 Buchstabe b der genannten 
Richtlinie entspricht, wonach der Höchstprozent- 
satz des außerlandwirtschaftlichen Einkommens 
20 V. H. nicht übersteigen darf, jedoch unter der 
Bedingung, daß dieser Prozentsatz 50 v. H. nicht 
übersteigt. 

2. In den Gebieten mit Entwicklungsmöglichkeiten 
für Fremdenverkehr und Handwerk kann die in 
Artikel 8 der Richtlinie Nr. 72/1 59/EWG, geän- 
dert durch Artikel 9 Absatz 1 dieser Richtlinie, 
vorgesehene Förderungsregelung auch Investi- 
tionen bis zu einem Höchstbetrag von 10 000 RE 
je Betrieb im Bereich des Fremdenverkehrs oder 
des Handwerks in einem landwirtschaftlichen Be- 
trieb umfassen. 

TITEL IV 

Andere Maßnahmen zugunsten 
landwirtschaftlicher Betriebe 

Artikel 11 

Die Mitgliedstaaten gewähren Beihilfen für kollek- 
tive Investitionen im Bereich der Futtermittelpro- 
duktion sowie für die Verbesserung der Weiden und 
Almen und ihre Ausrüstung mit gemeinschaftlichen 
Anlagen. 

Artikel 12 

1. Die Mitgliedstaaten können Beihilfen zu Inve- 
stitionen in Betrieben gewähren, die nicht den 
Bedingungen der Artikel 2 und 4 der genannten 
Richtlinie, geändert durch Artikel 9 Absatz 3 und 
Artikel 10 Absatz 1 dieser Richtlinie, entsprechen. 

Die' Bestimmungen des Artikels 14 der Richtlinie 
Nr. 72/159/EWG mit Ausnahme derer seines Ab- 
satzes 2 Buchstabe b bleiben hiervon unberührt. 

2. Diese Beihilfen können jedoch nur in den nach- 
stehenden Grenzen gewährt werden: 

— der Betrag der Investitionen, für die die Bei- 
hilfe gewährt werden kann, darf 8000 RE nicht 
übersteigen; 

— die Höhe der Beihilfe gleich welcher Form 
darf weder 50 v. H. der Investitionen noch 
den Gegenwert eines verlorenen Zuschusses 
von 3000 RE übersteigen. 
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Artikel 13 

Die Mitgliedstaaten gewähren anerkannten Betriebs- 
helferdiensten im Sinne von Artikel 12 der Richt- 
linie Nr. 72/ 159/EWG eine Beihilfe zur Deckung 
eines Teiles ihrer laufenden Kosten, die die in die- 
sem Artikel der Richtlinie Nr. 72/ 159/EWG genannte 
Startbeihilfe ersetzt. 

Die Höhe der Beihilfe wird in Abhängigkeit von der 
Anzahl der an dem Betriebshelferdienst Beteiligten 
bestimmt. Sie deckt im ersten Jahr 50 v. H,, im zwei- 
ten Jahr 40 v. H., im dritten Jahr 30 v, H. und in den 
folgenden Jahren 20 v, H. der laufenden Kosten. Die 
Beihilfe kann jedoch 100 RE, 80 RE, 60 RE und 40 RE 
je Betrieb im Laufe derselben Jahre nicht überstei- 
gen. 

Artikel 14 

Die Mitgliedstaaten gewähren jungen Betriebsin- 
habern, die noch nicht 38 Jahre alt sind, eine Prämie 
für die erstmalige Einrichtung einschließlich der 
durch die Übernahme des väterlichen Betriebs be- 
dingten erstmaligen Einrichtung, sofern sie über 
einen genehmigten Betriebsentwicklungsplan ver- 
fügen, der den Bedingungen der Artikel 2 und 4 
der Richtlinie Nr. 72/159/EWG, geändert durch Arti- 
kel 9 und 10 dieser Richtlinie, entspricht. 

Der Gesamtbetrag der Prämie darf 5000 RE nicht 
übersteigen und nicht geringer als 3000 RE sein. Die 
Auszahlung der Prämie erfolgt in jährlichen Raten 
in den ersten 3 auf die erstmalige Einrichtung fol- 
genden Jahren. 


TITEL V 

Finanz- und allgemeine Bestimmungen 
Artikel 15 

Die Gesamtheit der in dieser Richtlinie vorgesehe- 
nen Maßnahmen machen einen Teil der in Artikel 15 
der Richtlinie Nr. 72/ 159/EWG genannten gemein- 
samen Maßnahme aus. 


Artikel 16 

Die voraussichtlichen Gesamtkosten für die gemein- 
same Maßnahme gemäß Artikel 15 der Richtlinie 
Nr. 72/159/EWG erhöhen sich um 659 Millionen RE 
für die ersten fünf Jahre. 


Artikel 17 

1 . Die von den Mitgliedstaaten im Rahmen der Maß- 
nahmen nach den Artikeln 6 bis 11 sowie 1 3 und 
14 getätigten Ausgaben sind nach Maßgabe des 
Artikels 19 der Richtlinie Nr. 72/159/EWG erstat- 
tungsfähig durch den EAGFL, Abteilung Ausrich- 
tung. 

Der EAGFL, Abteilung Ausrichtung, vergütet 
den Mitgliedstaaten jedoch 50 v. H. der im Rah- 
men des Artikels 6 getätigten Ausgaben. 

Die Beteiligung der Gemeinschaft an den erstat- 
tungsfähigen Ausgaben gemäß Artikel 11 darf 
jedoch 20 000 RE je kollektiver Investition und 
100 RE je Hektar verbesserter oder ausgerüste- 
ter Weide oder Almen nicht übersteigen. 


Artikel 18 

Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen Maß- 
nahmen in Kraft, um den Bestimmungen dieser Richt- 
linie innerhalb eines Jahres nach ihrer Bekanntgabe 
nachzukommen. 


Artikel 19 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 
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Anlage 1 


Umredinungstabelle für Rinder, Schafe, Ziegen 

in Großvieheinheiten (GVE) 


Stiere, Kühe und andere Rinder 


von mehr als 2 Jahren 1,0 GVE 

Rinder von 1 bis 2 Jahren 0,7 GVE 

Rinder von 3 bis 12 Monaten 0,4 GVE 

Schafe 0,15 GVE 

Ziegen 0,15 GVE 
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Anlage 2 


Sdiätzung der durch den EAGFL zu erstattenden Ausgaben für den 

geänderten Vorschlag einer Richtlinie des Rates vom 

über die Landwirtschaft in Berggebieten und in bestimmten 
anderen benachteiligten Gebieten 


A. Ausgaben aufgrund des Artikels 6 


1. Berechnungshypothese 

— Es wird angenommen, daß die Mitgliedstaaten 
vom ersten Jahr ab die Beihilferegelung des 
Artikels 5 der Richtlinie in der Gesamtheit ihrer 
Gebiete anwenden, die den Kriterien des Arti- 
kels 3 oder den Kriterien des Artikels 4 entspre- 
chen. 

— Das Ausmaß dieser Gebiete wurde auf der Basis 
der vorhandenen Statistiken und regionalen In- 
formationen festgestellt. 

— Es wird angenommen, daß im Falle der Rindvieh-, 
Schaf- und Ziegenhaltung die Zulage nach Maß- 
gabe des Umfangs des Viehbestandes gewährt 
wird und durchschnittlich 40 RE pro GVE be- 
trägt. 

Für die anderen Produktionen, für die diese Zu- 
lage gewährt werden kann, wird im Durchschnitt 
mit 40 RE pro Hektar gerechnet. 

— ■ Eine eventuelle Veränderung des Viehbestandes 
oder der landwirtschaftlichen Flächen während 
des betreffenden Zeitraumes wurde nicht in 
Betracht gezogen. 


2. Berechnungsbasis 

Annäherndes Ausmaß der benachteiligten Gebiete 
im Sinne der Kriterien der Artikel 3 und 4 dieser 
Richtlinie. 

Größe Benachteiligte 

landwirtschaftliche Gebiete 

L. N. 18,5 Mio ha 

darunter L. N. abzüglich der 
Futterbaufläche und der Anbauflächen 
für Weizen, Äpfel, Birnen 
und Pfirsiche 0,8 Mio ha 

GVE (Rindvieh, Schafe und Ziegen 
ausschließlich der Milchkühe) 5,8 Mio ha 

Anzahl der Betriebe mit mehr 

als 3 ha 700 000 


3. Jährliche Kosten der Ausgleichszulage 

Jährliche Kosten der Zulage unter den oben ange- 
führten Hypothesen: 

5,8 Mio GVE x 40 RE/GVE - 232 Mio RE 

+ 0,8 Mio ha x 40 RE/ha = 32 Mio RE 

Insgesamt 264 Mio RE/Jahr 

4. Beteiligung des EAGFL 

Da die Beteiligung des EAGFL an den Kosten dieser 
Maßnahme auf 50 v. H. festgesetzt ist, ergibt sich 
eine finanzielle Beteiligung des EAGFL in Höhe von 
132 Mio RE. 


B. Ausgaben aufgrund der Artikel 9 und 10 


Die in Aritikel 9 und 10 vorgesehenen Änderungen 

der Richtlinie Nr. 72/159/EWG haben eine doppelte 

Auswirkung; 

— eine Erhöhung der Anzahl der Betriebe, die einen 
Entwicklungsplan vorlegen 

— eine Erhöhung der Kosten des einzelnen Entwick- 
lungsplanes. 

1. Generelle Rechnungshypothesen: 

Es wird angenommen: 

— daß die in der Richtlinie eingeführte besondere 
Beihilferegelung zur Folge hat, daß die Betriebe 
der benaditeiligten landwirtschaftlichen Gebiete 
sich im selben Verhältnis modernisieren wie im 
Durchschnitt in der Gemeinschaft; 

— daß sich ohne diese Regelung dieses Verhältnis 
der sich modernisierenden Betriebe gegenüber 
der Gesamtanzahl der Betriebe in diesen Gebie- 


1) Bei der Aufstellung dieses finanziellen Anhangs, der 
die Kostenschätzung zur Richtlinie Nr. 72/159/EWG er- 
gänzt, wurde der gleiche Zeitraum, nämlich 1973-1977, 
berücksichtigt, obgleich die Kosten erst mit dem Jahre 
1974 einsetzen. 
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ten nur 40 v. H. des Durchschnittsverhältnisses 
ausmacht; das bedeutet also eine 2,5fache Ver- 
mehrung der Anzahl der Entwicklungspläne in 
diesen Gebieten; 

— daß der jährliche Rhythmus der Realisierung der 
Entwicklungspläne in diesen Gebieten derselbe 
ist wie im Durchschnitt in der EWG; 

— daß die Anzahl der Betriebe in den benachteilig- 
ten Gebieten 13 v. H. der Betriebe der EWG dar- 
stellt (das heißt 700 000 von 5,4 Millionen); 

— daß die Anzahl der in Durchführung der nicht 
geänderten Richtlinie Nr. 72/1 59/EWG verwirk- 
lichten Entwicklungspläne in der erweiterten Ge- 


meinschaft 540 000 betragen wird (gegenüber 
480 000 in der Gemeinschaft der Sechs). 


2. Rechnungsbasis 

Unter diesen Annahmen ergibt sich eine Anzahl von 
ungefähr 75 000 Entwicklungsplänen in diesen Ge- 
bieten (13 V. H. von 540 000) anstelle von 30 000, die 
bei Nichtvorliegen der Richtlinie präsentiert worden 
wären; das bedeutet eine Erhöhung der Anzahl der 
Entwicklungspläne um 45 000. 

Folgender Rhythmus der Durchführung der Pläne 
wird für die ersten 4 Jahre angenommen: 



Anzahl der Betriebe, die sich mo- 
dernisieren in den benachteiligten 
Gebieten 

Erhöhung infolge Einführung die- 
ser Richtlinie 

1974 

12 000 

7 000 

1975 

12 000 

7 000 

1976 

17 000 

10 000 

1977 

17 000 

10 000 


58 000 

34 000 


3. Berechnung der Kosten, die auf die Einführung 
dieser Richtlinie zurückzuführen sind im Bereich 
der Zinsverbilligung: 

a) Berechnungshypothese 
Es wird angenommen: 

— um der Bedeutung der Viehhaltung in den be- 
treffenden Gebieten Rechnung zu tragen und 
wegen den hohen Investitionen, die in diesem 
Produk'tionsbereich nötig sind, wird angenom- 
men, daß das zinsverbilligte Darlehen im 


Durchschnitt 30 000 RE pro Betrieb erreicht, 
gegenüber 20 000 RE im Durchschnitt in der 
Gemeinschaft; 

— daß die Höhe der uotwendigen Zinsverbilli- 
gung, um den zu Lasten des Begünstigten ver- 
bleibenden Zinssatz auf 2 v. H. zu senken, 
6,5 V. H. beträgt. In der Kostenrechnung der 
Richtlinie Nr. 72/159/EWG wurde von einer 
Zinsverbilligung von 5 v. H. ausgegangen; 

— die Darlehen werden im Durchschnitt für 15 
Jahre gewährt. 
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b) Kosten der Maßnahmen 



Gesamtkosten der 
gewährten Zinsver- 
billigung für sich 
modernisierende 

Betriebe in den benach- 
teiligten Gebieten 

Davon Erhöhung der 
Kosten gegenüber der 
Kostenschätzung für 
die Richtlinie 

72/ 159/EWG 

Neue Kosten zu Lasten 
des EAGFL Abteilung 
Ausrichtung 


Mio DM 

Mio RE 

Mio RE 




Abger. auf 


Abger. auf 

1974 

23,40 

15,90 

16 

3,98 

4 

1975 

45,24 

30,74 

31 

7,68 

8 

1976 

75,48 

51,48 

51 

12,87 

13 

1977 

103,50 

70,70 

71 

17,67 

18 


247,62 

168,82 

169 

42,20 

42 


4. Berechnung der Kosten dieser Richtlinie im Be- 
reich der Anwendung der in Artikel 10 der Richt- 
linie Nr. 72/159/EWG vorgesehenen Ausrich- 
tungsprämie 

a) Berechnungshypothese 
Es wird angenommen: 

— daß V 4 der Betriebe, die sich modernisieren, 
sich auf die Fleischproduktion im Sinne des 
Artikels 10 der Richtlinie Nr. 72/159/EWG 
ausrichten; 

— daß die Hälfte dieser Betriebe den Kriterien 
von Artikel 9 § 2 entsprechen und dadurch 


eine erhöhte Orientierungsprämie in An- 
spruch nehmen können 


— daß die durchschnittliche Futterbaufläche der 
auf Fleischproduktion ausgerichteten Betriebe 
80 Hektar erreicht. 

b) Berechnungsbasis 

Kosten pro Betrieb Eventuelle 


Erstes Jahr : 45 RE x 80 
Zweites Jahr: 30 RE x 80 
Drittes Jahr : 15 RE x 80 


3600 RE 
2400 RE 
1200 RE 


Erhöhung 
1200 RE 
800 RE 
400 RE 


Anzahl der Betriebe 


Jahr 

Anzahl der auf die Rind- und 
Schaffleischproduktion orien- 
tierten Betriebe in den be- 
nachteiligten Gebieten 
(A) 

Anzahl der Entwicklungsplä- 
ne, die für eine erhöhte Aus- 
richtungsprämie in Frage 
kommen 

(50 V. H. von A) 

Anzahl der auf die Rind- imd 
Schaffleischproduktion orien- 
tierten Entwicklungspläne, 
die durch diese Richtlinie 
ermöglicht werden 

1974 

12 000x3/4 = 9 000 

4 500 

! 

7 000x3/4 = 5 250 

1975 

12 000 X 3/4 = 9 000 

4 500 

7 000 X 3/4 = 5250 

1976 

17 000x3/4 = 12 750 

6 375 

10 000 X 3/4 = 7 500 

1977 

17 000x3/4 = 12 750 

6 375 

10 000 X 3/4 = 7 500 

Total 

43 500 

21 750 

25 500 
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Kosten der Maßnahme 


Jahr 

Neue Kosten gegenüber der Richt- 
linie Nr. 72/ 159/EWG 

Mio RE 

Neue Lasten für den EAGFL, Ab- 
teilung Ausrichtung 

Mio RE 



abger. auf 

! 1 

1 

abger. auf 

1974 

24,30 

24 ' 

6,07 

6 

1975 

40,50 

41 

10,12 

10 

1976 

58,95 

59 

14,74 

1 15 

1977 

65,85 

66 

16,46 

16 

Total 

189,60 

190 

47,39 

47 


C. Ausgaben aufgrund des Artikels 1 1 

1. Berechnungshypothese 

Es wird angenommen, daß 

— 100 Gemeinschaftsinvestitionen jährlich im Be- 
reich des Futterbaus mit Durchschnittskosten von 
20 000 RE pro Investition und mit einer durch- 
schnittlichen finanziellen Beteiligung der Gemein- 
schaft von 5000 RE durchgeführt werden 

— 50 000 ha Weiden und Almen jährlich mit durch- 
schnittlichen Kosten von 320 RE/ha und einer 
durchschnittlichen finanziellen Beteiligung der 
Gemeinschaft von 80 RE/ha Gegenstand einer 
Verbesserung oder Ausrüstung sind. 


2. Kostenberechnung 

Die Kosten erreichen aufgrund dieser Hypothesen: 

20 000 RE X 1 00 = 2 Mio RE/ Jahr 

320 000 RE X 50 000 = 16 Mio RE/Jahr 

Insgesamt 18 Mio RE/Jahr 


3. Beteiligung des EAGFL, Abteilung Ausrichtung 
Diese Beteiligung erreicht: 

18 Mio RE X 0,25 = 4,5 Mio RE/ Jahr. 


D. Ausgaben aufgrund des Artikels 13 

Die Bildung von 100 Betriebshelferdiensten pro Jahr 
in den betreffenden Gebieten dürfte das Maximum 
darstellen. Aufgrund der Bedingungen für die Ge- 
währung der Beihilfe einerseits und des Sachver- 
halts, das diese Zusammenschlüsse bereits bei der 
Schätzung der Kosten für die Richtlinie Nr. 72/159/ 
EWG (Starthilfe) berücksichtigt wurden andererseits, 
liegen die zusätzlichen Kosten für diesen Artikel 
während der ersten 4 Jahre unter 0,5 Mio R.E. pro 
Jahr. Aus diesem Grunde werden die Kosten in der 
vorliegenden Schätzung nicht berücksichtigt. 


£. Ausgaben aufgrund des Artikels 14 

a) Berechnungshypothesen 

Es wird angenommen, daß die Hälfte der in den 
durch die Richtlinie gedeckten Gebiete sich mo- 
dernisierenden Betriebe die Einrichtungsprämie 
gemäß Artikel 14 in Anspruch nehmen kann. 

b) Berechnungsbasis 

Es wird angenommen, daß die Kosten im Durch- 
schnitt 4000 R.E. pro Entwicklungsplan betragen 
und sich wie folgt auf gliedern: 

1. Jahr: 2000 RE 

2. Jahr: 1000 RE 

3. Jahr: 1000 RE 
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c) Kosten der Maßnahme 


Jahr 

Anzahl der Betriebe, 
die die Entwicklungs- 

Erstattungsfähige 
Ausgaben in Mio RE 

Erstattung durch den 
EAGFL, Abteilung 
Ausrichtung in Mio RE 


Prämie erhalten 


abgerundet 


abgerundet 

1974 

6 000 

12 

12 

3 

3 

1975 

6 000 

18 

18 

4,5 

5 

1976 

8 500 

29 

29 

7,25 

7 

1977 

8 500 

31,5 

31 

7,875 

8 

insgesamt 

29 000 

90,5 

90 

22,625 

23 
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F. Zusammenfassung aller sich aus der Richtlinie ergebenden Ausgaben 
und Schätzung der voraussichtlichen Ausgaben des EAGFL - Ausrichtung 


Jahr 

Erstattungsfähige Kosten (Mio RE) aufgrund 
der vorliegenden Richtlinie 

Erstattung des EAGFL, Abteilung Ausrich- 
tung (Mio RE) - (maximale Hypothese) 

Voraussichtliche tatsächliche Aus- 
gaben des EAGFL, Abteilung Aus- 
richtung (Mio RE) (realistische 
Hypothese) ^) 

Zulage 

Andere 

Maßnahmen 

Insgesamt 

Zulage 

Andere 

Maßnahmen 

Insgesamt 

1974 

264 

70 

334 

— 

_ 




1975 

264 

108 

372 

132 

18 

150 

105 

1976 

264 

157 

421 

132 

27 

159 

111 

1977 

264 

186 

450 

132 

40 

172 

120 

1978 




132 

46 

178 

125 

Insgesamt 

1056 

521 

1577 

528 

131 

659 

461 


1) Die Quantifizierung in den ersten Kolonnen der vorstehenden Tabelle beruht, wie schon hervorgehoben wurde, auf einer maximalen Hypothese, die davon ausgeht, 
daß die Mitgliedstaaten die vorgesehenen Maßnahmen vom ersten Jahr ab in allen Gebieten, die den Kriterien entsprechen, durchführen. 

Es ist jedoch vorauszusehen, daß die Durchführung der vorgesehenen Maßnahmen insbesondere unter Berücksichtigung des Artikels 2 Absatz 3 in progressiver 
Weise erfolgen wird. Dies führt zu der Annahme, daß in Wirklichkeit die finanziellen Vorschätzungen um 30 v. H. geringer sind als die Beträge, die in den ersten 
Kolonnen aufgeführt sind und demzufolge den Zahlen in*der letzten Kolonne entsprechen. 
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Begründung 


Während der Beratungen des Rates über die Reform 
der Agrarstruktur hatte die Kommission sich ver- 
pflichtet, einen Vorschlag einer Richtlinie über die 
Landwirtschaft in Berggebieten und in bestimmten 
anderen benachteiligten Gebieten vorzulegen. Dieser 
Vorschlag wird nunmehr vorgelegt. Er umfaßt eine 
Gesamtheit von Maßnahmen, die ihrerseits einen 
Teil der Maßnahmen ausmacht, die Gegenstand der 
Mitteilung der Kommission an den Rat über ein Pro- 
gramm der Europäischen Gemeinschaften im Bereich 
des Umweltschutzes sind. Das Europäische Parlament 
hat derartige Maßnahmen im Grundsatz gebilligt. 

Die Gesamtheit der vorgeschlagenen Maßnahmen 
bezieht sich auf die am stärksten benachteiligten 
landwirtschaftlichen Gebiete der Gemeinschaft, in de- 
nen nach Meinung der Mitgliedstaaten die Aufrecht- 
erhaltung der landwirtschaftlichen Tätigkeit erfor- 
derlich ist, um ein Minimum an Bevölkerungsdichte 
und die Erhaltung der Landschaft sicherzustellen. 

Ziel dieser Maßnahmen ist es, eine Abwanderung 
der landwirtschaftlichen und ländlichen Bevölkerung 
zu verhindern, die sich in diesen Gebieten, beson- 
ders bei den Jüngeren, bereits in eindeutig stärke- 
rem Umfang vollzieht und zu einer Aufgabe des Bo- 
dens führt. Diese Abwanderung ist auf eine anhal- 
tende Verschlechterung der landwirtschaftlichen Ein- 
kommen und häufig auch auf das Vorhandensein un- 
günstiger Arbeitsbedingungen zurückzuführen. Dar- 
über hinaus sollen diese Maßnahmen auch dazu füh- 
ren, daß die Viehhaltung, die in den meisten dieser 
Zonen die sich anbietende Produktion ist, ermög- 
licht wird. 

Die festgestellten niedrigen landwirtschaftlichen Ein- 
kommen in den benachteiligten landwirtschaftlichen 
Gebieten sind im allgemeinen sowohl auf schlechte 
Strukturen als auch auf dauernde natürliche Nach- 
teile zurückzuführen, deren Auswirkungen sich mit 
fortschreitender Entwicklung der Technik verstär- 
ken und die zu erhöhten Produktionskosten führen. 

Diese Situation läßt besondere Maßnahmen für land- 
wirtschaftliche Betriebe erforderlich werden, die den 
Problemen und den Möglichkeiten der benachteilig- 
ten Gebiete Rechnung tragen und die einerseits 
eine direkte Verbesserung der Einkommenslage vor- 
sehen und andererseits einen erleichterten Zugang 
der Betriebe zu der Modernisierungsregelung der 
Richtlinie Nr. 72/ 159/EWG eröffnen. 

Die Gewährung einer Ausgleichszulage, deren Höhe 
von den Mitgliedstaaten in Abhängigkeit von der 
Schwere der natürlichen Nachteile festzusetzen ist, 
entspricht der in bezug auf die Einkommen verfolg- 
ten Zielsetzung. 


Die Faktoren, nach denen sich die Gewährung der 
Ausgleichszahlung richtet, berücksichtigen die im 
Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik verfolgte 
Ausrichtung der Erzeugung. 

Die Modernisierung der Betriebe wird einerseits 
durch die Gewährung einer erhöhten Investitions- 
beihilfe, die auch Investitionen im Bereich des Frem- 
denverkehrs und des Handwerks umfassen kann, 
und andererseits durch die Möglichkeit, bei der Be- 
rechnung des nach Abschluß des Betriebsentwick- 
limgsplanes zu erreichenden Arbeitseinkommens 
einen höheren Anteil außerlandwirtschaftlichen Ein- 
kommens berücksichtigen zu können, erleichtert. 
Darüber hinaus wird der Umstand, daß die Aus- 
gleichszulage als Bestandteil des Arbeitseinkommens 
angesehen wird, einer größeren Anzahl von Land- 
wirten die Vorlage eines Betriebsentwicklungspla- 
nes ermöglichen. 

Weiterhin haben die Mitgliedstaaten entsprechend 
Artikel 14 Absatz 2 Buchstabe b der Richtlinie Nr. 
72/159/EWG die Möglichkeit, auch an Betriebe, die 
keinen Betriebsentwicklungsplan vorlegen, Investi- 
tionsbeihilfen zu gewähren. Hier sind jedoch sowohl 
die Höhe des Investitionsvolumens als auch die 
Höhe der Beihilfen begrenzt worden, damit die an 
die besonderen Bedingungen dieser Gebiete ange- 
paßte Regelung zur Modernisierung der Betriebe, 
deren Ziel die Erreichung des Vergleichseinkommens 
ist, nicht in Frage gestellt wird. 

Die besonderen Eigenarten der Landwirtschaft in den 
benachteiligten Gebieten und insbesondere in Berg- 
gebieten eignen sich in besonders hohem Maße für 
gemeinschaftliche Anstrengungen zur Rationalisie- 
rung der Produktion. Infolgedessen wurden Beihilfen 
für diesbezügliche Investitionen vorgesehen. 

Darüberhinaus werden gleichfalls Beihilfen für Be- 
triebshelferdienste zur teilweisen Deckung ihrer lau- 
fenden Kosten vorgesehen. 

Die starke Überalterung der landwirtschaftlichen Be- 
völkerung in den benachteiligten Gebieten recht- 
fertigt die Gewährung einer besonderen Beihilfe für 
die erstmalige Einrichtung junger Landwirte. 

Die besondere gemeinschaftliche Beihilferegelung, 
die mit dieser Richtlinie vorgeschlagen wird, soll 
dazu beitragen, die Ziele des Artikels 39 des Ver- 
trages auch in den benachteiligten Gebieten zu ver- 
wirklichen und bedeutet eine Unterstützung der Be- 
mühungen einiger Mitgliedstaaten zur Lösung der 
durch die Landwirtschaft in diesen Gebieten aufge- 
worfenen Probleme. 
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